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Eine Initiative für Trennungskinder

Nun liegt es an der Justiz-
ministerin Beatrix Karl (ÖVP), 
zügig die Rahmenbedienungen 
zu schaffen, die es Vätern und 
Müttern künftig ermöglicht, trotz 
Trennung gleichwertig, auf 
Augenhöhe ihre Kinder zu be-
treuen. Die hierfür notwendigen 
Maßnahmen wie die Einführung 
der Doppelresidenz als zu 
bevorzugendes Betreuungs-
modell, der Wegfall des haupt-
sächlichen Aufenthalts, eine Re-

form des Unterhaltsrechts und 
eine Aufteilung der Wegekosten 
auf beide Elternteile sind nun als 
w i ch t i ge  Maßnahmen  zu  
nennen. Ein vollständiger Maß-
nahmenkatalog zur Reform des 
Familienrechts wurde bereits 
vom Verein vaterverbot.at in 
Form einer Bürgerinitiative ein-
gebracht. Nun liegt es an den 
Regierungsparteien die dringend 
notwendigen Reformen voran zu 
treiben.

Mit der Aufhebung des §166 ABGB, wonach bei unehelichen Kindern alleine die Mutter mit der Obsorge betraut werden soll, setzt der 
VFGH einen Meilenstein, der als erster wichtiger Schritt zu einem modernen Familienrecht zu sehen ist.

TRENNUNGSKINDER
HABEN DAS RECHT

AUF BEIDE ELTERN
Wir kämpfen für Euer Menschenrecht auf Familienleben!Unterstütze die unabhängige Bürgerinitiative durch deine 

Online - Stimmabgabe im Parlament

www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/BI/BI_00041/index.shtml

Ein Klick - eine Stimme

VFGH hebt automatische alleinige Obsorge bei ledigen Kindern auf - Regierung unter Zugzwang

Alleinige Obsorge verfassungswidrig

Unterstütze die Bürger-
initative von vaterverbot.at

Mehr alle 15.700 sind dabei -  Deine Stimme zählt!

 Übergabe der Bürgerinitiative im Parlament: v.l.: Hubert Tockner (Landesleiter Salzburg),
 Ing. Norbert Grabner (Obmann), Mag. Ernst Zimmermann (Parlamentsdirektion), Franz Masser 
(Redaktionsleiter), Josef Prutsch (Leiter Outdoor-Aktionen Steiermark)

Franz Masser

Alles zur Bürgerinitiative unter 
http://www.vaterverbot.at/buergerinitiative.htlm

http://www.vaterverbot.at
http://www.vaterverbot.at
www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/BI/BI_00041/index.shtml
http://www.facebook.com/pages/vaterverbotat-Ich-bin-Vater-kein-Besucher/117384021663936
http://www.vaterverbot.at/buergerinitiative.html
http://www.vaterverbot.at/buergerinitiative.html
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en das Recht auf beide Eltern. 
Der Trennungskonflikt betrifft die 
Paarebene, nicht die Eltern-
ebene! Gerade in einem hoch 
emotionalen Konflikt wird mit 
diesem Gesetzesvorschlag 
einem Elternteil das Kind ge-
radezu als Waffe gegen den 
anderen angeboten. Um das 
S t r e i t v e r m e i d u n g s p r i n z i p  
umzusetzen, sollten streitende 
Eltern zu verpflichtenden Schul-
ungen geschickt werden, eine 
Nichtteilnahme sollte im Verfah-
ren negative Konsequenzen für 
den nicht kooperativen Eltern-
teil haben.
Der Verein vaterverbot.at lehnt 
daher diese Maßnahme ab. Sie 
ist nichts anderes, als eine Fort-
setzung der heutigen Gesetzes-
lage. Bereits heute werden 
Mütter, die das Konfliktpotential 
künstlich hoch halten, mit der 
alleinigen Obsorge belohnt. Der 
Gesetzesvorschlag stellt eine 
massive Verschlechterung für 
die Kinder dar. Sie laufen Gefahr, 
einen Elternteil zu verlieren und 
Opfer eines seelischen Miss-
brauchs zu werden.

Ergänzende Informationen:
http://www.vaterverbot.at/passtudie.html

Legalisierung der Kindesentfremdung durch die Hintertür ?
Die Äußerungen von Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek (SPÖ) in einem , 
läßt den Schluss zu, dass sich nach jahrelangen Diskussionen zur Änderung des mittlerweile 
antiquierten Familienrechts, eigentlich nichts ändern soll. Die Frauenministerin versucht, mit neuen 
Gesetzesformulierungen die menschenrechtsverletzenden Auswirkungen des bisherigen Fam-
ilienrechts zu legalisieren. 

Interview (oe24.at)

Heinisch-Hosek will Abkühlphase      Abkühlphase nach Trennungen begünstigt die Entfremdung der Kinder zu ihren Vätern

Franz MasserDie „Abkühlphase” der Kindesmutter
kann bis Volljährigkeit des Kindes andauern!
Eine Warnung des Gesundheitsministeriums

Vaterschaft in
Österreich

Wie die Ministerin mitteilte, soll-
ten die FamilienrichterInnen bei 
strittigen Scheidungen nicht so-
fort über die Obsorge entschei-
den, sondern eine „Abkühlphase“ 
abwarten und erst dann über die 
Obsorge entscheiden. Während 
dieser emotionalen Wartezeit 
sollte die alleinige Obsorge wie-
der in den Händen eines Eltern-
teils bleiben. Genau diese Warte-
zeit hat es aber in der Vergang-
enheit möglich gemacht, dass 
Kinder vom abwesenden Eltern-
teil entfremdet wurden. 
Die aktuelle Vorgangsweise von 
Gerichten und Jugendämtern, 
die Kindesmütter zur Ruhe 
kommen lassen und den Um-
gang der Kinder mit ihren Vätern, 
aussetzen, erfährt durch diesen 
Vorschlag die Legitimierung des 
geplanten seelischen kindlichen 
Missbrauchs. Obwohl es keine 
offiziellen Zahlen gibt, ist 
mittlerweile bekannt, dass in den 
meisten Fällen die verordnete 
Kontaktsperre zu einer dauer-
haften Eltern-Kind Entfremdung 
geführt hat. Die mutwillig herbei-
geführte oder nur behauptete 
Eskalation in der Paarbeziehung 
darf nicht zur Missachtung von 
Kinderrechten führen. Kinder 
haben auch bei streitenden Paar-

Leben zwei Elternteile getren-
nt, so ist die Wahl des Wohn-
orts, die alles entscheidende 
Frage, ob die Kinder künftig 
überhaupt noch Kontakt zu 
beiden Elternteilen pflegen 
können und welche Form der 
Kinderbetreuung überhaupt 
möglich ist.

Selbst ein relativ naher Wohnort 
kann darüber entscheiden, ob 
die Kinder künftig von einem oder 
beiden Elternteilen betreut 
werden. Denn mit der Wahl des 
Wohnorts, des Kindergartens 
und der Schule fällt meist auch 
die Entscheidung, welches 
Helfernetzwerk von Freunden-
Innen,Verwandten,Großeltern 
zur Verfügung steht. Wohnt ein 
Elternteil nicht im gleichen Ort, so 
kann er es seinen Freunden und 
Verwandten nicht zumuten regel-

mäßig die Fahrt in einen anderen 
Ort auf sich zu nehmen. Aus der 
Sicht des Kindeswohls betracht-
et ist es wichtig, den Kindern 
stabile, klare Verhältnisse zu 
bieten. Zwar kann man einem 
Elternteil aufgrund der Nieder-
lassungfreiheit aktuell keinen 
Wohnortwechsel verbieten, aber 
man kann den Kindern durch den 
Verbleib beim wohnortstabilen 
Elternteil, ihr gewohntes Umfeld 
erhalten. Die derzeit einseitige 
Judikatur, bei der in unverständ-
licher Weise nur ein Elternteil (im 
allgemeinen der Vater) alle 
Fahrzeiten und Kosten alleine zu 
tragen hat, ist die Einladung 
durch einen Wohnortwechsel 
neue Tatsachen zu schaffen und  
mühelos jede gerichtliche Ver-
einbarung auszuhebeln. Außer 
juristisch politischer Willkür gibt 
es keine Rechtfertigung dafür, 

warum nur ein Elternteil alle 
Aufwendungen zur Aufrechter-
haltung des Kontaktes zum beim 
anderen Elternteile lebenden 
Kind alleine zu tragen hat. 
Insbesondere wenn ihn kein Ver-
schulden an den Umzugswün-
schen des anderen Elternteils

trifft. Wenn es der reale Wunsch 
des Gesetzgeber ist, den 
Kindern tatsächlich beide Eltern-
teile zu erhalten, ist es unum-
gänglich, Fahrtzeiten und Kost-
en künftig auf beide Elternteile  
aufzuteilen.

Wohnortwahl entscheidet wie Kinder nach Trennungen
betreut werden

Wir ziehen wohin ich will! Basta!
Wenn‘st uns net schön brav alles zahl‘st, 
siehst halt deine Kinder nimmer mehr!!!

Zeichnung: Rudolf Heidu

Ing. Norbert Grabner



AUCH MÄNNER SOLLTEN DAS 
NEUE GESETZ MITVERHANDELN!
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Hätten die Eltern die Möglichkeit 
eine gleichwertige Betreuung der 
Kinder zu vereinbaren, könnten 
sie in Frieden auseinander-  
gehen und die Kinder würden 
nicht in einen Loyalitätskonflikt 
geraten.
Wenn Eltern sich auf gleicher 
Augenhöhe begegnen und den 
Streitigkeiten um Betreuungs-
quoten und Unterhaltszahlungen 
aus dem Weg gehen, steht dem 
“gemeinsamen Elternsein“ nichts 
im Wege.
So schön dieser Traum auch 
wäre, umso verwunderlicher ist 
es, dass dies bisher nicht im 
Gesetz vorgesehen ist und bei 
den Entwürfen zur Familien-
rechtsreform 2012 darüber 
diskutiert wird, ob dies künftig 
möglich sein wird. Es soll den 
Eltern nur eine „nahezu gleich-
teilige“ Betreuung der Kinder er-
laubt sein und sie sollen gezwu-
ngen werden, einen hauptsäch-
lichen Aufenthalt des Kindes fest-
zulegen. In den Erläuterungen zu 
diesem in § 177 Absatz 3 
festgelegten Neuerungen fand 
sich dazu folgende Begründung: 
„Es soll den Eltern daher nicht 

möglich sein, ein Wechselmo-
dell zu vereinbaren, um etwa 
dem Streit um die hauptsäch-
liche Betreuung des Kindes oder 
gar der Leistung von Geldunter-
halt aus dem Weg zu gehen.”
Wer sich nun die Frage stellt, 
warum mit aller Gewalt am ver-
alteten Denkmodell des “Be-
suchsrechts” festgehalten wird, 
nicht Platz gemacht wird für ein 
modernes Betreuungsmodell, 
wo Kinder im Rahmen einer 
Doppelresidenz von beiden 
Elternteilen betreut werden, der 
findet die Antwort auf der Web-

seite der SPÖ Frauen: „Eine 
Doppelresidenz könnte auch da-
zu führen, dass künftig weniger 
Unterhalt gezahlt werden muss!”. 

Es geht im österreichischen 
Familienrecht also nicht um Kin-
deswohl oder die Gleichberech-
tigung von Mann und Frau, es 
geht ausschließlich darum sicher 
zu stellen, dass auch künftig 
Frauen großzügig mit Unter-
haltszahlungen und Familien-
förderungen versorgt werden. 
Väter, die ihre Kinder betreuen 
wollen, sollen dafür bezahlen.

Eine gleichwertige Betreuung 
der Kinder im Rahmen einer 
Doppelresidenz wird von den 
SPÖ Frauen in Frage gestellt 
und soll auf Druck der Frauen-
ministerin und ihren Seilschaften 
verhindert werden. Sie handeln 
somit nicht nur gegen das 
Kindeswohl und das Wohl ihres 
eigenen männlichen Nach-
wuchses, sie drängen dadurch 
auch Frauen in Teilzeitjobs. Die 
Frauenministerin trägt somit die 
politische Verantwortung für eine 

Bei einem Besuch 2008 im 
Frauenministerium wurde 
dem Verein vaterverbot.at die 
Frage, warum Väter, die ihre 
Kinder regelmäßig betreuen, 
nicht genauso ein anteiliger 
Kindesunterhalt seitens der 
Mutter zusteht, wie folgt beant-
wortet: Väter, die ihre Kinder 
betreuen, sind dazu nicht ver-
pflichtet. Es ist sozusagen ihr 
„Privatvergnügen“, während 
die Mutter dazu verpflichtet ist. 

Ab diesem Moment kam Licht in 
die Sache, warum es bisher nicht 
im Gesetz vorgesehen war, dass 

Väter ihre Kinder verpflichtet 
betreuen dürfen und warum das 
Frauenministerium bei der aktu-
ellen Familienrechtsreform 
peinlich genau darauf achtet, 
dass keine Doppelresidenz ins 
Gesetz kommt. Vätern darf nicht 
die Möglichkeit gegeben wer-
den, sich zu einer Betreuung 
ihrer Kinder zu verpflichten. Es 
gilt den lukrativen Familienstatus 
„arme Alleinerzieherin“ zu 
schützen, der den Erhalt von 
Unterhalt und Familienförderun-
gen sicherstellt. Ein Gesetzes-
vorschlag aus dem Frauen-
ministerium sieht nun vor , dass 

Väter verpflichtend ihr Umgangs-
recht wahr nehmen müssen und 
bestrafen werden, wenn sie dies 
nicht tun. Folglich kann eine Be-
treuungsleistung der Väter künft-
ig nicht mehr als Privatvergnüg-
en der Väter gesehen werden 
und muss  logischer Weise auch 
zu einem anteiligen Unterhalts-
anspruch des Vaters - während 
der von ihm geleisteten Betreu-
ungszeiten - führen.

hohe Frauen Teilzeitquote, 
Lohnschere und niedr ige 
F r a u e n p e n s i o n e n .  U m s o  
absurder, dass ausgerechnet die 
SPÖ Frauen die von der 
Frauenminister in hochge-
haltenen Zustände beklagen 
und nicht müde werden, mit 
durch Steuergelder finanzierten 
Kampagnen auf die von ihnen 
mit verursachten Probleme auf-
merksam zu machen.

Werden in Österreich künftig beide Elternteile 
ihre Kinder betreuen dürfen?

Kinderbetreuung zukünftig kein „Privatvergnügen”?

Wäre es nicht schön, wenn sich Mama und Papa trennen und den Kindern trotzdem beide Eltern-
teile bleiben würden. Dadurch hätte jeder Elternteil die Möglichkeit, sein in Artikel 8 der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention garantiertes Recht auf Familienleben zu leben, seine Kinder 
zu erziehen und ihnen ihre Werte, Fähigkeiten und Ideale weiter zu geben.

SPÖ WILL KINDERN weiterhin den Zugang zu ihren Väter vereiteln und stellt sich schützend vor Menschenrechtsverletzerinnen

Ing. Norbert Grabner

Ing. Norbert Grabner

Homepage der SPÖ Steiermark / www.frauen-stmk.spoe.at
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Sie sind gegen die automatische gemeinsame Obsorge?

Dann tragen SIE mit ihrer  die 
Verantwortung, wenn auch  als zukünftiger

Vater ein  bleibt!

ENTSCHEIDUNG
IHR SOHN

ELTERNTEIL 2. KLASSE

..... können, aber nicht 
ohne einen eindeutigen 
Lebensmittelpunkt. Eine 
Doppelresidenz könnte 
auch dazu führen, dass 
dann weniger Unterhalt 
gezahlt werden muss.
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Im Mai 2012 befand sich der 
Grünpolitiker Samir Kesetovic im 
Hungerstreik. Warum? Er kämpft 
seit sechs Jahren darum, sein 
Kind wiederzusehen. 
Wen kümmert es? Eine Bezirks-
zeitung und eine Trashzeitung, 
die vorgibt, "wir" zu sein. 

Ein Vergleich: Eine Mutter ent-
führt ihr Kind widerrechtlich von 
Dänemark nach Österreich, 
einer anderen Mutter (und 
Doppelmörderin) wird das Kind 
nach der Geburt entzogen. Beide 
Fälle werden zum nationalen 
Ereignis. Vom Boulevard bis hin 
zum seriösen Club 2-Talk 
diskutiert ganz Österreich 
darüber, ob so etwas denn sein 
darf und ob eine Schwerver-
brecherin nicht doch die Obsorge 
haben und eventuell sogar mit 
dem Kind in Doppelresidenz 
leben können soll. Müttern ist das 
Mitleid der Mehrheit sicher und 
sogar die Liga der Menschen-
rechte springt für sie in die 
Bresche. 

Fazit: Wird einer Mutter das Kind 
entzogen, ist das von größter 
nationaler Bedeutung. Wird 
einem Vater das Kind entzogen, 
interessiert das auch nach 
Jahren kaum jemanden. So weit , 
so beschämend. Aber was hat 
das Ganze mit den eingangs 
zitierten Anliegen von Menschen 
zu tun, die sich im politischen 
Meinungsspektrum als Linke 
definieren?? 

Österreich wurde 2011 vom 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrech te  (EGMR)  
verurteilt, uneheliche Väter zu 
diskriminieren. Warum? Väter 
unehelicher Kinder haben kein 
Recht darauf, dass ihr Antrag auf 
die Obsorge beider Eltern auch 
nur einer Überprüfung unterzog-
en wird, wenn sich die Mutter 
gegen diesen Antrag ausspricht. 
Sie muss dafür keine Begründ-
ung abgeben. Es genügt, einfach 
nicht zu Gericht zu gehen.

Österreich, durch das Urteil des 
EGMR genötigt, das Recht an 
international gültige Menschen-
rechte anzugleichen, zögert und 
leistet Widerstand. Wer? Vor-

rangig die Linke, vertreten durch 
SPÖ-Frauen (Heinisch-Hosek, 
Helene Klaar) und den Grünen. 
Frauen würden durch ein An-
tragsrecht nur von Vätern unter 
Druck gesetzt, erpresst und um 
die Alimente betrogen. Außer-
dem würden durch die gemein-
same Obsorge gegen den Willen 
der Mutter lediglich Konflikte und 
Gewalt prolongiert. So die 
Begründungen.

Solange aber ebendiese gesell-
schaftspolitische Dimension 
nicht begriffen wird, wird sich an 
den vorherrschenden Rollen 
auch nichts ändern. In ihrer Be-
deutung dem Kind gegenüber 
vorbehaltlos verteidigt und in 
rechtlicher Hinsicht über das 
Gesetz gestellt, bleiben aber 
Mütter in ebendieser Rolle uner-
setzlich. Solange diese Paradig-
men gelten, werden Frauen

primär Kinderkarenz in Anspruch 
nehmen, Teilzeit arbeiten, bei 
Karriere und Lohn Abstriche 
machen müssen, werden weiter-
hin über Lohnscheren klagen, 
von Karrierevätern und Staat ab-
hängig bleiben, ihr Stückchen 
Macht weiterhin über die Kinder 
ausspielen und werden Väter 
weiterhin jahrelang um ihr Kind 
kämpfen müssen, ohne dass 
einer erkennt, dass ein Vater

sein Kind ebenso sehr liebt und 
für dessen Wohlergehen ebenso 
wichtig ist wie die Mutter. 

Das Problem von Vätern, denen 
das Kind entzogen wird, auf das 
der Nachscheidung zu reduzier-
en ist einäugig. Die vorherrsch-
ende Situation ist eine Botschaft 
an alle Männer. "Du bist nicht 
wirklich von Bedeutung fürs 
Kind!" So lange Männer diese 
Botschaft bekommen, werden 
sie auch weiterhin dem Kind ge-
genüber die zweite Geige spiel-
en. 

Die politisch Linke trägt zu die-
sem unhaltbaren Zustand we-
sentlich bei und arbeitet solcher-
art nicht nur der Emanzipation 
der Frau, sondern auch der des 
Mannes entgegen.

Dass Mütter in vielen Fällen die 
Kinder als Machtmittel miss-
brauchen, sie den Vätern vorent-
halten und damit das Recht 
beider auf Kontakt zueinander 
missachten, wird kaum als 
relevantes Thema wahrge-
nommen. Dementsprechend 
wird die Aktion von Knesevic 
auch nicht als gesellschaftliches, 
sondern lediglich als ein per-
sönliches Problem begriffen.

Wie sinnvoll ist die geltende Obsorge-Regelung, 
und was ist an der anhaltenden Diskriminierung 
unehelicher Väter "fortschrittlich"? 
Was verbindet politisch Linke mit Missständen wie Lohnschere, Armutsfalle für Alleinerziehende 
und Menschenrechtsverletzungen? Der unermüdliche Kampf dafür, eben diese Missstände endlich 
zu beseitigen und zwar vorbehaltlos? So stellt es sich zumindest das redliche linke Herz vor. 
Überprüfen wir diese Annahme. 

Anton Pototschnig, 
DER STANDARD, 12.5.2012

€ 20,00, 272 Seiten,
Ibra-Verlag, www.ibera.at
ISBN 978-3-85052-306-6

Die politische Linke als Emanzipationsbremse

A n t o n  P o t o t s c h n i g  i s t  
Sozialarbeiter im Jugendamt, 
Familiencoach und Obmann des 
Vereins "Doppelresidenz"; im 
Juni erschien sein Buch "Auf 
Augenhöhe Eltern bleiben - 
Abschied vom Mythos der Täter-
Väter und Opfer-Mütter". 

Gastkommentar
von Anton Pototschnig

http://www.vaterverbot.at/fileadmin/downloads/newsletter/VaterVerbotUnterhaltArmut_online.pdf
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Unsere Kinder haben das Recht mit beiden Elternteilen aufzuwachsen

Wir suchen Personen die am 
Aufbau von vaterverbot.at 

mitwirken wollen. 
info@ vaterverbot.at 

aus Liebe zu unseren Kindern

VATERVERBOT = OMAVERBOT
VATERVERBOT = OPAVERBOT

VATERVERBOT = TANTENVERBOT
VATERVERBOT = ONKELVERBOT

VATERVERBOT = FAMILIENVERBOT

Österreich schaut zu, wenn überwiegend
Vätern nach Scheidung oder Trennung der

Zugang zu ihren Kindern verwehrt wird!

www.vaterverbot.at
Unsere Kinder haben das Recht mit beiden Elternteilen aufzuwachsen

Ich bin mit der Speicherung und Verarbeitung meiner Daten einverstanden. Ich bin mit der Weitergabe meiner Daten an Behörden und Institutionen zum 
Zwecke der Unterstützung des Forderungskataloges auf der Webseite vaterverbot.at einverstanden. Dem Unterzeichnenden entstehen keine Kosten.
Ja, informieren sie mich per Mail über laufende  Aktivitäten.

Name                                       Wohnadresse                                                 E-Mail Adresse                               Telefonnummer     Geb.Datum         Unterschrift
Max Mustermann                    4020 Linz, Musterstrasse 11                           muster@name.at                            0664/1938475      01.05.1975

Unsere Ziele:

Kein Leiden mehr für Kinder durch Obsorgestreit
Die gemeinesame Obsorge für beide Elternteile
Die absolute Gleichberechtigung beider Elternteile
Die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention
Ein wirklich gleichberechtigtes Unterhaltsmodell

Unterstützungserklärung bitte an
die Fax Nr. 03135/52197-22.

Postadresse: Verein Vaterverbot,
A-4400 Steyr, Postfach 24

Internetanmeldung bitte unter 
www.vaterverbot.at
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